
Sonderbeilage zum Amtsblatt.

Zur Ausführung des Reichsgesetzes, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Be>

trieben, vom 30. März 1903 (R.G.Bl. S. 113) wird folgendes bestimmt.

Behörden.
1. Unter der Bezeichnunghöhere Verwaltungsbehörde im Sinne des § 19 ist zu verstehen:

für den LandespolizeibezirkBerlin der Polizeipräsident, im übrigen der Regierungspräsident,
für die der Aufsicht der Bergbehörden unterstehendenBetriebe das Oberbergamt.

2. Unter der Bezeichnung untere Verwaltungsbehörde ist zu verstehen: in der Regel der
Landrat, für Städte mit mehr als 10 000 Einwohnern die Ortspolizeibchörde, für diejenigen
Städte der Provinz Hannover, für welche die revidierte Städteordnung vom 24. Juni 1858
gilt, — mit Ausnahme der im § 27 Abs. 2 der Kreisordnung für diese Provinz vom 6. Mai
1884 bezeichneten Städte — der Magistrat.

3. Unter der BezeichnungSchulaufsichtsbehörde ist zu verstehen der Kreisschulinspektor.
4. Unter der Bezeichnung Gemeindebehörde ist der Gemeindevorstand, in Gutsbezirken der

Gutsvorsteher zu verstehen.
5. Als Polizeibehörden im Sinne des § 20 gelten die Ortspolizeibehörden.
k. Unter der Bezeichnung Ortspolizeibehörde ist derjenige Beamte oder diejenige Behörde zu

verstehen, welchen die Verwaltung der örtlichen Polizei obliegt.

L. Zulassung von Ausnahmen für die Beschäftigung bei öffentlichen theatralischen Vorstellungen
und anderen öffentlichen Schaustellungen.

(§ 6 Abs. 2, § 9 Abs. 2, § 15.)
7. Soweit Ausnahmen von dem in § 6 Abs. 1 des Gesetzes ausgesprochenen Verbote der Kinder¬

beschäftigung,das nach § 15 auch für die Beschäftigungeigener Kinder gilt, beantragt werden,
ist der schriftliche Antrag unmittelbar oder durch Vermittelung der Ortspolizeibehörde an die
untere Verwaltungsbehörde zu richten.

In dem Antrage sind die Vorstellung oder Schaustellung, bei der die Kinder beschäftigt
werden sollen, ferner nach Möglichkeit die Tageszeit, zu der die Beschäftigungstattfinden soll,
sowie die Namen und das Alter der Kinder anzugeben.

Die untere Verwaltungsbehörde hat vor ihrer Entschließung der Schulaufsichtsbehörde
Gelegenheit zu einer Äußerung im Hinblick auf die in Frage stehende Vorstellung oder
Schaustellung zu geben. Auf die einzelnen in Frage kommenden Kinder hat sich die Äußerung
nicht zu erstrecken.
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Die untere Verwaltungsbehörde hat vor Gewährung der Ausnahme neben der Frage, ob

bei der Vorstellung oder Schaustellung ein höheres Interesse der Kunst oder Wissenschaft

obwaltet, namentlich auch zu prüfen, ob der Beschäftigung von Kindern überhaupt und in der

in Aussicht genommenen Zahl sowie von Kindern der angegebenen Altersstufe und zu der

angegebenen Tageszeit im vorliegenden Falle Bedenken entgegenstehen, und ob die Person des

Leiters des Unternehmens genügende Sicherheit dafür bietet, daß die Kinder vor sittlichen

Gefahren behütet bleiben. Sie hat ferner zur Vermeidung von Gesundheitsschädigungen der

Kinder dafür Sorge zu tragen, daß das Auftreten in angemessenen Zwischenräumen statt¬

findet. Für die Begrenzung des Begriffs der Vorstellungen und Schaustellungen, bei denen

ein höheres Interesse der Kunst oder Wissenschaft obwaltet, ist die bei Ausführung des § 33a

der G.O. gewonnene Praxis maßgebend. Die sogenannten Spezialitäten-, Akrobaten- und

Artistenvorstellungen, die Zirkusaufführungen und ähnliche Veranstaltungen fallen daher nicht

unter die Ausnahmebestimmung des § 6 Abs. 2 des Gesetzes.

Durch die Ausnahmebewilligung wird, sofern fremde Kinder beschäftigt werden sollen, die

Verpflichtung des Unternehmers zur Anzeige (§ 10 des Gesetzes Ziffer 9 dieser Anweisung?

und die Verpflichtung zur Beschaffung einer Arbeitskarte (§ 11 des Gesetzes' Ziffer 11 dieser

Anweisung) nicht berührt.

0. Zulassung von Ausnahmen für die Beschäftigung von Kindern beim Austragen von Waren
und bei sonstigen Botengängen.

(§ 8 Abs. 2, § 9 Abs. 3, § 17 Abs. 1.)

8. Für die Zeit bis 31. Dezember 1905 können die unteren Verwaltungsbehörden für ihren

Bezirk oder Teile desselben allgemein oder für einzelne Gewerbszweige Ausnahmen von der

gesetzlichen Vorschrift (§ 8 Abs. 1, § 5 Abs. 2, § 9 Abs. 3, § 17 Abs. 1) zulassen, wonach

die Beschäftigung fremder Kinder über zwölf Jahre beim Austragen von Waren und bei

sonstigen Botengängen sowie die Beschäftigung eigener Kinder über zwölf Jahre beim Aus¬

tragen von Zeitungen, Milch und Backwaren, wenn sie für Dritte erfolgt, nicht in die Zeit

zwischen 8 Uhr abends und 8 Uhr morgens und nicht vor dem Vormittagsunterrichte stattfinden

darf. In Abweichung hiervon kann gestattet werden, daß die Beschäftigung bereits von sechs¬

einhalb Uhr morgens an und vor dem Vormittagsunterrichte, jedoch vor diesem nicht länger

als eine Stunde, stattfindet (§ 8 Abs. 2). Für die Sonn- und Festtage ist dabei die Vor¬

schrift des § 9 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes zu beachten, wonach an diesen Tagen die Be¬

schäftigung nicht in der letzten halben Stunde vor Beginn des Hauptgottesdienstes und nicht

während desselben stattfinden darf.

Die unteren Verwaltungsbehörden haben von der ihnen hiernach zustehenden Befugnis

nur für solche Orte und nur für solche Gewerbszweige Gebrauch zu machen, in denen

schon bisher die Frühbeschäftigung von Kindern mit dem Austragen von Zeitungen, Backwaren

oder Milch üblich war. Sie haben serner bei der Zulassung von Ausnahmen darauf zu

sehen, daß nirgends über das zur Eingewöhnung in die neuen gesetzlichen Vorschriften unbedingt

erforderliche Maß hinausgegangen wird, und daher die Ausnahmen grundsätzlich nicht im

voraus für die ganze zulässige Zeit, sondern nur für einen beschränkten Zeitraum zu gewähren.

Nur soweit sich demnächst ergeben sollte, daß sich trotz ernstlicher Bemühungen der be¬

teiligten Gewerbetreibenden ein ausreichender Ersatz für die Frühbeschäftigung der Kinder einst¬

weilen noch nicht hat beschaffen lassen, ist die Ausnahmebewilligung demnächst entsprechend zu

verlängern.

Vor der Entschließung über Ausnahmebewilligungen haben die unteren Verwaltungsbehörden

der Schulaufsichtsbehörde Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben. Die Anhörung der

Schulaufsichtsbehörde erfolgt nur mit Beziehung auf die in Aussicht genomniene Erstreckung

der Ausnahmen auf den Bezirk oder Teile desselben und auf die in Betracht kommenden

Gewerbezweige.



I). Anzeige im Falle der Beschäftigung fremder Kinder.
(§ 10.)

S. Die im § 10 des Gesetzes vorgesehene Verpflichtung des Arbeitgebers zur schriftlichen Anzeige

an die Ortspolizeibehörde vor dem Beginne der Beschäftigung greift in allen den Fällen Platz,

wo Kinder ahne Unterschied des Geschlechts, die als fremde Kinder im Sinne des Gesetzes

(H 3 Abs. 2) gelten, in Betrieben, welche als gewerbliche im Sinne der Gewerbeordnung

anzusehen sind, beschäftigt werden sollen. Zu den gewerblichen Betrieben gehören die öffent-

Uchen Erziehungsanstalten nicht. Auf die Landwirtschaft und ihre Nebenbetriebe sowie auf

die häuslichen Dienstleistungen (Kinderpflege, Aufwartung und dergl.) erstreckt sich das Gesetz

nicht. AIs fremde Kinder gelten insbesondere auch die in den Hausstand aufgenommenen

nicht zur gesetzlichen Zwangserziehung (Fürsorgeerziehung) überwiesenen Waisen-, Zieh- und

Pflegekinder, soweit sie nicht mit demjenigen, welcher sie beschäftigt und zu dessen Hausstande

sie gehören, oder mit dessen Ehegatten bis zum dritten Grade verwandt oder von diesen

Personen an Kindesstatt angenommen oder bevormundet sind (§ 3 Abs. 1, Ziffer 1, 2 des

Gesetzes), sowie solche zur gesetzlichen Zwangserziehung (Fürsorgeerziehung) überwieseuen Kinder,

welche nicht zugleich mit eigenen Kindern im Sinne des § 3 Abs. 1 Ziffer 1, 2 des Gesetzes

von demjenigen, welchem sie überwiesen sind und zu dessen Hausstande sie gehören, beschäftigt

werden. Als Zwangs- oder Fürsorgeerziehung im Sinne des Gesetzes gilt jede behördlich

angeordnete Erziehung, durch welche ein Kind zur Verhütung der Verwahrlosung in einen

fremden Hausstand eingewiesen wird. Diese Voraussetzung liegt sowohl im Falle des § 56

des Reichsstrafgesetzbuches, wie in den Fällen des § 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuches, des

Artikels 135 des Einführungsgesetzes zu diesem und in den Fällen der Unterbringung auf

Grund des Gesetzes über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900 (GS.

S. 264) vor. Im Falle des § 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuchs trifft sie bei Waisen nur

dann zu, wenn die Anordnung zur Verhütung der Verwahrlosung, nicht aber aus sonstigen

Gründen erfolgt ist.

Für die Verpflichtung zur Anzeige ist es unerheblich, ob die Beschäftigung der fremden

Kinder auf Grund eines gewerblichen Arbeitsvertrages erfolgt oder ob sie nur tatsächlich

beschäftigt werden, ebenso ob die Beschäftigung gegen Entgelt stattfindet oder nicht. Auch die

Dauer der Beschäftigung ist für die Verpflichtung zur Anzeige im allgemeinen ohne Bedeutung.

Nur in solchen Fällen, wo die Beschäftigung der fremden Kinder bloß gelegentlich mit

einzelnen Dienstleistungen erfolgt, ist die Anzeige nicht erforderlich. Diese Voraussetzung

liegt dann nicht vor, wenn die Beschäftigung in gewisser Folge regelmäßig wiederkehrt.

Zu deu fremden Kindern im Sinne des Gesetzes sind nicht zu rechnen und der Anzeige¬

pflicht unterliegen daher ferner nicht:

s>) Kinder, welche in der Wohnuug oder Werkstätte einer Person, zu der sie in einem der

in § 3 Abs. 1 des Gesetzes bezeichneten Verhältnisse stehen und zu deren Hausstande sie

gehören, für Dritte beschäftigt werden (§ 3 Abs. 3 des Gesetzes), so daß sie nick>t

den Eltern oder den diesen nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes gleichstehenden Personen m

deren Betriebe oder bei der von diesen übernommenen und selbst mit verrichteten Arbeit

helfen, sondern nur die entweder von ihnen selbst oder durch Vermittelung der Eltern

vom Unternehmer angenommenen Arbeiten in der elterlichen Wohnung oder Werkstätte

verrichten, während die Eltern anderer Berufsarbeit nachgehen,'

b) solche eigenen Kinder, welche beim Austragen von Zeitungen, Milch und Back¬

waren für Dritte (§ 17 Abs. 1 des Gesetzes) in der Weise beschäftigt werden, daß

sie ihren Eltern und den diesen nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes gleichstehenden Personen

bei der Ausführung der von diesen für einen fremden Betrieb übernommenen Aus¬

tragearbeiten helfen, so daß die Beschäftigung nicht unmittelbar durch den fremden

Unternehmer, sondern durch die Eltern erfolgt.

10. Die eingehenden Anzeigen sind von der Ortspolizeibehörde darauf zu Prüfen, ob sie die

Betriebsstatuts des Arbeitgebers und die Art des Betriebs angeben. Unvollständige

Anzeigen sind zur Vervollständigung zurückzugeben.
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Auf Grund der Anzeigen, die zu besonderen Aktenheften zu vereinigen sind, ist von der

Ortspolizeibehörde nach dem beiliegenden Muster ein Verzeichnis derjenigen Betriebe zu

führen, welche fremde Kinder beschäftigen. Das Verzeichnis ist dem zuständigen Gewerbe¬

aufsichtsbeamten auf Ersuchen zur Einsicht vorzulegen. Anzeigen für solche Betriebe, welche

der Aufsicht der Bergbehörden unterstehen, sind dem zuständigen Vergrevierbeamten zur

Kenntnisnahme mitzuteilen, der über sie ein gleiches Verzeichnis zu führen hat.

L. Arbeitskarten.
(§ 11.)

11. Einer Arbeitskarte bedürfen alle Kinder, die als fremde im Sinne des Gesetzes (vgl. Ziffer 9

dieser Anweisung) beschäftigt werden sollen, soweit die Beschäftigung nicht bloß gelegentlich mit

einzelnen Dienstleistungen (vgl. Ziffer 9 Abs. 3) erfolgt.

Für Kinder, welche das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, dürfen Arbeitskarten

in der Regel nicht ausgestellt werden. Sollen jüngere Kinder bei Vorstellungen und Schau¬

stellungen, bei denen ein höheres Interesse der Kunst oder Wissenschaft obwaltet, beschäftigt

werden, so ist für sie eine Arbeitskarte dann auszustellen, wenn das Vorliegen einer von der

unteren Verwaltungsbehörde erteilten Erlaubnis (Ziffer 7 dieser Anweisung) glaubhaft

nachgewiesen wird. Sofern ein solcher Nachweis von dem Antragsteller selbst nicht bei¬

gebracht werden kann, hat die ausstellende Behörde in geeigneter Weise vor der Ausstellung

der Arbeitskarte festzustellen, daß die Erlaubnis erteilt ist. In die Arbeitskarte ist in diesen

Fällen unter „Bemerkungen" ein Hinweis aufzunehmen, daß die Arbeitskarte nur für die

Beschäftigung bei öffentlichen Vorstellungen oder Schaustellungen gültig ist.

12. Die Arbeitskarten werden von den Ortspolizeibehörden ausgestellt. Sie müssen nach Format,

Papier und Druck mit dem beigefügten Muster übereinstimmen.*)

13. Über die ausgestellten Arbeitskarten ist nach dem beigefügten Muster ein für jedes Kalenderjahr

abzuschließendes Verzeichnis zu führen.

14. Die Ortspolizeibehörde hat Arbeitskarten nur für solche Kinder auszustellen, welche im Bezirk

ihren letzten dauernden Aufenthalt gehabt haben.

15. Wird der Antrag auf Ausstellung einer Arbeitskarte nicht von dem gesetzlichen Vertreter des

Kindes gestellt, so hat die Ortspolizeibehörde den Nachweis zu fordern, daß er dem Antrage

zustimmt, oder in den Fällen, wo die Erklärung des gesetzlichen Vertreters nicht beschafft

werden kaun, daß die Gemeindebehörde desjenigen Ortes, wo das Kind seinen letzten dauernden

Aufenthalt gehabt hat, die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters ergänzt hat (§ 11 Abs. 2

des Gesetzes).

Daß die Erklärung des gesetzlichen Vertreters nicht zu beschaffen sei, wird in der Negel

nur anzunehmen sein, wenn er körperlich oder geistig unfähig ist, eine Erklärung abzugeben, oder

wenn sein Aufenthalt unbekannt oder derart ist, daß ein mündlicher oder schriftlicher Verkehr

mit ihm nicht möglich ist. Die Ergänzung der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters ist, wo sie

gesetzlich begründet erscheint, schriftlich auszusprechen und mit Unterschrift und Siegel zu versehen.

Der Nachweis der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters ist durch Beibringung einer

mündlichen oder schriftlichen Erklärung, der Nachweis der Ergänzung der Zustimmung durch

die Gemeindebehörde durch die schriftliche Bescheinigung der letzteren (Abs. 2) zu erbringen.

Für jedes Kind, für das die Ausstellung einer Arbeitskarte beantragt wird, ist, sofern Jahr

und Tag der Geburt nicht anderweit feststehen, die Vorlegung einer Geburtsurkunde (Geburts-,

Taufschein) zu fordern.

17. Die Ausstellung der Arbeitskarte erfolgt durch Ausfüllung des Formulars nach dem bei¬

gegebenen Muster (Ziffer 12). Die Nummer der Arbeitskarte muß mit der lausenden Nummer

des Verzeichnisses der Arbeitskarten (Ziffer 13) übereinstimmen. Die Aushändigung der

Arbeitskarte darf erst erfolgen, wenn alle Spalten des Verzeichnisses der Arbeitskarten
ausgefüllt sind.

Die Muster haben der Nr. 23 des Ministerial-BIatts der Handels- und Gewerbeverwaltung im Original beigelegen.



18. Vor Ausstellungeiner Arbeitskarte ist — erforderlichenfalls durch Anfrage bei der Ortspolizei-
behörde desjenigen Ortes, wo das Kind früher seinen dauernden Aufenthalt gehabt hat —
festzustellen, ob für dasselbe Kind bereits früher eine Arbeitskarte ausgestellt ist. In
diesem Falle ist darauf zu halten, daß die bisherige Arbeitskarte vor Aushändigung der neuen
abgeliefert wird, es sei denn, daß sie verloren gegangen, vernichtetoder von dem Arbeitgeber
nicht wieder ausgehändigt ist. Ferner ist festzustellen, ob etwa der Ausstellung der Arbeits¬
karte um deswillen Bedenkenentgegenstehen,weil für das Kind die Beschäftigung untersagt
ist (§ 20 Abs. 1 Ges., Ziffer 23 Abs. 3 dieser Anweisung).

Die Ausstellung einer neuen Arbeitskarte unterliegt denselben Vorschriften wie diejenige
der ersten,' jedoch bedarf es der Vorlegung einer Geburtsurkunde nicht, wenn die bisherige
Arbeitskarte eingeliefert wird. Daß eine Arbeitskarte an Stelle einer früheren, unbrauchbar
gewordenen, verloren gegangenen und dergl. ausgestellt ist, hat die ausstellendeBehörde unter
„Bemerkungen" in die Arbeitskarte und in das Verzeichnisder Arbeitskarten (Ziffer 13) ein¬
zutragen. Vermerke, wonach die Beschäftigungdes Kindes eingeschränkt ist (Ziffer 23 letzter
Absatz), sind aus der früheren Arbeitskarte in die neu ausgestellte zu übernehmen.

13. Die Ausstellung der Arbeitskarte muß kosten- und stempelfreierfolgen.
20. Die Aushändigung der Arbeitskarte erfolgt nicht an das Kind, sondern an den gesetzlichen

Vertreter oder an den Arbeitgeber des Kindes.
Von jeder Ausstellung einer Arbeitskarte ist dem Vorsteher der Schule, welche das Kind

besucht, Mitteilung zn machen.
21. Die Ortspolizeibehörden haben sich zeitig mit einer hinreichenden Anzahl von Formularen zu

Arbeitskarten zu versehen und solche fortlaufend vorrätig zu halten.

Zulassung von Ausnahmen hinsichtlich der Beschäftigung eigener Kinder im Betriebe von
Gast- und von Schalcklvirtschastcn.

(§ 16.)
22. In Orten, die nach der jeweilig letzten Volkszählung weniger als 20 000 Einwohner haben,

können die unteren Verwaltungsbehörden für solche Gast- oder Schankwirtschaftsbetriebe,in
welchen in der Regel ausschließlich zur Familie des Arbeitgebers gehörige Personen beschäftigt,
also in der Regel nicht Kellner oder sonstige andere Personen zur Bedienung herangezogen
werden, Ausnahmen von der gesetzlichen Vorschrift zulassen,wouach im Betriebe von Gast-
und von Schankwirtschafteneigene Kinder unter zwölf Jahren überhaupt nicht und von den
eigenen Kindern über zwölf Jahre Mädchen unter dreizehn Jahren sowie solche Mädchen über
dreizehn Jahre, welche noch zum Besuche der Volksschule verpflichtetsind, nicht bei der Be¬
dienung der Gäste beschäftigt werden dürfen. Die unteren Verwaltungsbehörden sind hin¬
sichtlich der Altersgrenze, bis zu der herab sie Ausnahmen in der Beschäftigungder eigenen
Kinder zulassen wollen, durch das Gesetz nicht beschränkt, doch wird grundsätzlich nicht unter
das Alter von zehn Jahren herabzugehensein. Auch wenn hiernach Ausnahmen zugelassen
werden, greifen die Bestimmungendes § 13 Abs. 1 des Gesetzes Platz, so daß eine Be¬
schäftigungder Kinder zwischen acht Uhr abends und acht Uhr morgens sowie vor dem Vor¬
mittagsunterrichte und am Nachmittage eine Stunde nach beendetem Unterricht in allen
Fällen ausgeschlossen bleibt, auch den Kindern stets um Mittag eine mindestens zweistündige
Pause zu gewähren ist.

Die unteren Verwaltungsbehörden haben Ausnahmen nur für solche Orte und für solche
kleineren Wirtschaftsbetriebezuzulassen, wo nach Lage der Verhältnissevon der erweiterten
Beschäftigung der eigenen Kinder sittliche Gefahren oder sonstige Nachteile für diese nicht
zu befürchten sind und durch die angezogene Verbotsbestimmung ungerechtfertigte Härten
hervorgerufenwerden würden. Für die Vororte der größeren Städte ist in der Regel von der
Zulassung einer erweiterten Beschäftigungder eigenen Kinder abzusehen.

Die Ausnahmen können mich allgemein für alle Gast- oder Schankwirtschaftsbetriebeder
bezeichneten Art zugelassen werden. Sie sind sogleich zurückzunehmen,wenn sich Mißstände
infolge der erweiterten Beschäftigungder eigenen Kinder herausstellen.

Vor der Zulassung der Ausnahmen ist die Schulaufsichtsbehördezu hören.



6. Polizeiliche Verfügungen ans Grund des § 20.

23. Auf Grund des § 20 Ms. 1 des Gesetzes können polizeiliche Verfügungen nur hinsichtlich

der Beschäftigung einzelner Kinder, und zwar sowohl fremder wie eigener, erlassen werden.

Voraussetzung des Erlasses einer solchen Verfügung ist, daß bei einer an sich nach den Be¬

stimmungen des Gesetzes zulässigen Beschäftigung eines Kindes erhebliche Mißstände zutage

getreten sind. Diese können sowohl auf gesundheitlichem Gebiete liegen wie hinsichtlich der

geistigen oder sittlichen Entwickelung des Kindes hervorgetreten sein. Soweit es sich um

gesundheitliche Schädigungen des Kindes handelt, ist über das Vorliegen der Voraussetzung

in denjenigen Fällen, wo ein Schularzt angestellt ist, dieser zu hören.

Zum Erlaß der Verfügung ist die Polizeibehörde desjenigen Ortes zuständig, an welchem

das Kind seinen letzten dauernden Aufenthalt gehabt hat. Die Verfügung kann von Amts¬

wegen oder auf Antrag der Schulaufsichtsbehörde ergehen. Wenn sie von Amts wegen erlassen

werden soll, so ist vorher die Schulaufsichtsbehörde zu hören.

Wird durch die polizeiliche Verfügung die Beschäftigung für ein Kind, für das eine Arbeits¬

karte erteilt ist (§ 11 des Gesetzes, Ziffer 11 ff. dieser Anweisung), untersagt, so hat die

Polizeibehörde in der Verfügung zugleich die Entziehung der Arbeitskarte auszusprechen. Die

Entziehung ist unter „Bemerkungen" in das Verzeichnis der Arbeitskarten (Ziffer 13) einzu¬

tragen. Erfolgt die Entziehung der Arbeitskarte nicht durch diejenige !Ortspolizeibehörde,

welche sie ausgestellt hat, so ist dieser behufs Eintragung in das Verzeichnis der Arbeitskarten

davon Mitteilung zu machen. Ist die Arbeitskarte entzogen, so ist die Erteilung einer neuen

Arbeitskarte grundsätzlich zu verweigern.

Ist für ein Kind, für das eine Arbeitskarte erteilt ist, nur eine Einschränkung der Be¬

schäftigung verfügt, so hat die Polizeibehörde umgehend die Arbeitskarte einzufordern und erst

nach Eintragung der Einschränkung in diese in der Abteilung „Bemerkungen" wieder auszu¬

händigen. Wegen der Eintragung in das Verzeichnis der Arbeitskarten finden die Vorschriften

im vorhergehenden Absatz entsprechende Anwendung.

24. Gemäß § 20 Abs. 2 des Gesetzes kann für einzelne Gast- oder Schankwirtschaften die Be¬

schäftigung sowohl fremder wie eigener Kinder über die durch §§ 7, 16 des Gesetzes gezogenen

Grenzen im Wege der polizeilichen Verfügung eingeschränkt oder ganz verboten werden. Vor¬

aussetzung des Erlasses einer solchen Verfügung ist, daß sich infolge der Beschäftigung der

Kinder erhebliche, die Sittlichkeit gefährdende Mißstände ergeben haben.

Zum Erlaß der Verfügung ist die Polizeibehörde desjenigen Ortes zuständig, in welchem

die Gast- oder Schankwirtschaft betrieben wird.

25. Gegen die nach § 20 des Gesetzes ergehenden polizeilichen Verfügungen finden die allgemeinen

Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen (§§ 127 ff. des Landesverwaltungsgesetzes) statt.

H. Aufsicht.
26. Die Aussicht über die Ausführung:

a) der Vorschriften über die Beschäftigung von Kindern in dem mit dem Speditions¬

geschäfte verbundenen Fuhrwerksbetriebe (§ 4 Abs. 1) sowie im Handelsgewerbe und

in Verkehrsgewerben (§§ 5, 9 Abs. 1, 13, 20 Abs. 1),

b) der Vorschriften über die Beschäftigung von Kindern bei öffentlichen theatralischen Vor¬

stellungen und anderen öffentlichen Schaustellungen (§§ 6, 9 Abs. 2, 15),

o) der Vorschriften über die Beschäftigung von Kindern im Betriebe von Gast- und von

Schankwirtschaften (§§ 7, 9 Abs. 1, 16, 20),

— zu a. bis e einschließlich der Beschäftigung beim Austragen von Waren und

bei sonstigen Botengängen (§§ 8, 9 Abs. 3, 17) in diesen Betrieben —,

der die Anzeige betreffenden Bestimmnngen (§ 10),

v) der die Arbeitskarte betreffenden Bestimmungen (§ 11), soweit es sich um die Beschäfti¬

gung im Handelsgewerbe, in Verkehrsgewerben und bei den unter b und a aufgeführten

Beschäftigungsarten handelt,

wird von den Ortspolizeibehörden wahrgenommen.



Im übrigen wird die Aufsicht über die Ausführung der die Beschäftigung von Kindern

regelnden Bestimmungen des Gesetzes von den Ortspolizeibehörden und den Gewerbeaufsichts-

beamten, hinsichtlich der unter Aufsicht der Bergbehörden stehenden Betriebe von dem Berg-

revierbeamten ausgeübt.

27. Die Befolgung der gesetzlichen Bestimmungen ist bei jeder sich darbietenden Gelegenheit,

insbesondere bei den von den Ortspolizeibehörden oder den Gewerbeaufsichtsbeamten aus

anderem Anlaß vorzunehmenden Revisionen der Betriebe sorgfältig zu überwachen. Außer-

ordeutliche Revisionen sind nach Bedürfnis und insbesondere dann vorzunehmen, wenn der

Verdacht einer gesetzwidrigen Beschäftigung von Kindern vorliegt.

28. Besondere Aufmerksamkeit ist den für Kinder verbotenen Beschäftigungsarten (§§4,12) zuzuwenden.

Wenn sich aus der vom Arbeitgeber der Ortspolizeibehörde erstatteten Anzeige ergibt, daß

Kinder in solchen Betrieben beschäftigt werden sollen, so ist von den Ortspolizeibehörden

(Bergrevierbeamten) durch besondere bei den Gewerbeunternehmern von Zeit zu Zeit

vorzunehmende Revisionen sorgfältig zu überwachen, daß die Beschäftigung nur bei dem

gesetzlich gestatteten Austragen von Waren und bei sonstigen Botengängen (§ 8) stattfindet.

In gleicher Weise haben die Ortspolizeibehörden die Befolgung der die Arbeitskarte

betreffenden Bestimmungen zu überwachen.

29. An der Hand des nach Ziffer 10 Abs. 2 dieser Anweisung zu führenden Verzeichnisses

sind die fremde Kinder beschäftigenden Werkstätten, in denen die Beschäftigung nicht nach

§4 des Gesetzes verboten ist (§5), in Zukunft halbjährlich mindestens einer ordentlichen

Revision durch die Ortspolizeibehörde (Vergrevierbeamten) zu unterziehen. Bei jeder ordent¬

lichen Revision hat der revidierende Beamte folgende Punkte festzustellen:

«,) wie groß ist die Zahl der zur Zeit im Betriebe der Werkstatt nicht lediglich mit Aus-

trageu von Waren oder bei sonstigen Botengängen beschäftigten Kinder?

d) stimmen das Alter dieser Kinder, die tägliche Arbeitszeit, die Lage der Arbeitsstunden

und die Dauer und Lage der Pause mit den gesetzlichen Vorschriften überein?

o) sind diese Kinder, soweit die Beschäftigung nicht bloß gelegentlich mit einzelnen Dienst¬

leistungen erfolgt, sämtlich mit Arbeitskarten versehen?

30. Nach jeder Revision, welche in einem fremde Kinder beschäftigenden Betriebe stattgefunden

hat, ist von der Ortspolizeibehörde (dem Bergrevierbeamten) das Datum und die festgestellte

Anzahl der beschäftigten Kinder in das nach Ziffer 10 Abs. 2 zu führende Verzeichnis ein¬

zutragen. Das Verzeichnis ist dem zuständigen Gewerbeaufsichtsbeamten auf Ersuchen zur

Einsicht vorzulegen.

31. Bei der Aufsicht über die Durchführung der für die Beschäftigung eigener Kinder geltenden

Vorschriften ist der Bestimmung in § 13 Abs. 2 des Gesetzes besondere Aufmerksamkeit zu¬

zuwenden, wonach eigene Kinder unter zwölf Jahren in der Wohnung oder Werkstätte einer

Person, zu der sie in einem der in § 3 Abs. 1 bezeichneten Verhältnisse stehen, für Dritte

nicht beschäftigt werden dürfen. Ferner ist die Bestimmung in § 21 Abs. 2 des Gesetzes zu

beachten, wonach in Privatwohnungen, in denen ausschließlich eigene Kinder beschäftigt werden,

Revisionen während der Nachtzeit nur stattfinden dürfen, wenn Tatsachen vorliegen, welche

den Verdacht der Nachtbeschäftigung dieser Kinder begründen.

32. Wegen der Aufsichtstätigkeit der Gewerbeaufsichtsbeamten wird im übrigen auf die für

letztere bestehenden Dienstanweisungen verwiesen.

Berlin, den 30. November 1903.

Der Minister
für

Handel und Gewerbe.

Der Minister der geistlichen,
Unterrichts- und Medizinal-

Angelegenheiten.
Im Auftrage,

von Bremen.

Der Minister
des

Innern.
In Vertretung,

von Bischoffshausen.

Möller.
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lungen rechtsgültig erkannten Strafen einzutragen.
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auf Antrag oder mit

Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters oder nach Ergänzung
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